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„Banal wie in Amerika“
Interview mit NDR-Intendant Jobst Plog über drohende Fernseh-Monopole
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SPIEGEL: Der SPD-Politiker Wolfgang
Clement hat zusammen mit Bayerns M
nisterpräsidentEdmundStoiber (CSU)
die Bundesländer aufeinen neuen Me-
dienkurs eingeschworen. Was halten
davon?
Plog: Zu diesem Verhandlungsergebn
wenn esdenneines sein sollte,kann man
HerrnStoiber nurbeglückwünschen. Mit
welcher seiner Positionen hat ersich ei-
gentlich nichtdurchgesetzt? DieSozial-
ARD-Manager Plog: „Die Strategie heißt Schwachsparen“
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demokraten, dieimmerhin in 14 von 16
Ländern in derRegierung sitzen,hatten
mit allerlei Forderungenaufgerüstet –
doch amEndeerreichten sienur, was das
Bundesverfassungsgerichtohnehin seit
Jahren garantiert. Entweder diewollten
nichtsherausholen, oder sie könnennicht
verhandeln.
SPIEGEL: Werdensich dieGewichte im
Medienmarkt nun entscheidendver-
schieben?
Plog: Eine reine Standort-Allianzzwi-
schen den LändernNordrhein-Westfalen
und Bayernwill vor allem eines: Wachs
tum der Kommerziellen zu Lasten der Ö
fentlich-Rechtlichen. Die kommerzie
len Konzerne, dieschon groß sind, dürfe
noch größer werden. Man mußkonkreter
hinsehen,welchen Interessen die Me
dienwende dient – und dassind die von
Leo Kirch in München und von Bertels
mann im westfälischen Gütersloh. Die
beidensinderhebliche Wirtschaftsfakto
ren, die massiv Geld in die Standorte
pumpen.
SPIEGEL: Warum soll nicht auch im
Mediengewerbe Marktwirtschaft her
schen?
Plog: Die große Frage ist, wieunabhängig
auf Daueröffentliche Meinungsbildung
möglich ist. Die MedienhäuserBertels-
mann undKirch, wenn siedenneinmal
den Markt untersich aufgeteilt haben,
sindkeinGarant fürPluralität, noch nich
einmal für Informationsprogramme.
SPIEGEL: Neue Satelliten fürs digitale
Fernsehen könnenHunderte vonPro-
grammen ausstrahlen. Da fällt esschwer,
Monopole zu entdecken.
Plog: Frequenzvielfalt heißtnicht Viel-
falt im Programm. Wenn künftig Kom-
merzielle derzeit solidar-finanziertePro-
grammware von ARD und ZDFindivi-
duell anbieten, dann nur gegenbesonde-
re Bezahlung.Dann verschwänden at-
traktive Informationsmagazine, Spo
sendungen undSpielfilme im Pay-TV.
Und die freiempfangbarenHauptketten
wie RTL und Sat 1 strahlten mittelmäßige
Sendungen aus. Wir bekämen amerika
scheVerhältnisse.
SPIEGEL: GeradeUS-Giganten wie Time
Warner, Disney oder Viacom drängen
auf den deutschenMarkt. Müssen die
heimischenUnternehmennicht ein we-
Marktanteil von 30 Prozent,gemessen
an der Zuschauerquote.

In dieser politischenKehrtwende se
hen Kritiker wie der NDR-Intendant
JobstPlog „eine reine Standort-Allian
zwischen den Ländern Nordrhein-
Westfalen und Bayern“ – in NRW is
der Medienmulti Bertelsmannn,
Bayern die Kirch-Gruppe zuHause.
Plog: „Die beiden sind erhebliche
Wirtschaftsfaktoren, diemassiv Geld
in die Standorte pumpen“ (siehe Inter-
view).

Besonders umstritten ist die i
Mainzer Ergebnis-Papier festgehalte
30-Prozent-Grenze für dieMarktmacht
der Konzerne. DieSPD-Kommission
Medienpolitik reduzierte im Leitantra
für Mannheim die Marktanteilsbegre
zung auf 25Prozent.

Die fünf ProzentDifferenz zum Pa
pier von Bad Neuenahr würdenviel
bewirken. Denn die öffentlich-rechtli-
chen TV-Anstalten halten im ganze
etwa 40 Prozent amFernsehmarkt
Von den restlichen 60Prozent würde
also, nach Adam Riese, ein 30-Pro-
zent-Wettbewerber die Hälfte des pri-
vaten Marktanteils erreichen.Skepti-
ker bei SPD und den Grünen halt
die Marge fürviel zu hoch.

Da der jeweilsandere Großkonkur
rent alles daransetzen würde, umnach-
zuziehen, entstünde eine Art brüde
lich geteiltesMonopol, sagt Giani vor-
aus. Er spricht von der „gesetzliche
Erlaubnis einesDuopols“.

Den gewichtigstenEinwand erheb
Ernst Benda (CDU), früher Präsident
des Bundesverfassungsgerichts. D
Karlsruher Richter hätten1986 in ei-
nem Urteil zum Privatfernsehen g
fordert, erinnert Benda, jetzt Vorsit-
zender der Medienanstalt Berlin-Bra
denburg, den „Tendenzen zur Ko
zentration rechtzeitig und so wirk
sam wie möglich entgegenzutreten
zumal Fehlentwicklungen gerade
insoweit schwer rückgängig zu machen
sind“.

Ausgerechnet der Kern der künftig
vorgesehenen Konzentrationskontrol
die Marktanteilsbegrenzung, seiaber
in der laufendenDebatte bereits ver-
fassungsrechtlich in Zweifel gezog
worden, so Benda. DerRiegel könnte
sich leicht als unwirksam erweisen.
Schließlich sei esproblematisch, „wirt-
schaftlichen Erfolg zubestrafen“, er-
läutert derStaatsrechtler.

Bendasibyllinisch: „Ich sehe die Re
gelungnoch lange nicht.“

Doch unverdrossen kämpfen die M
dienmultis aus NRW undBayern mit
Hilfe ihrer politischen Büchsenspanne
für das Monopolmodell – so, als sei
die Frequenzen denKirchs und Ber-
telsmännern qua Erstgeburtsrecht i
die Wiege des Kommerzfernsehens
legt worden.
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„Die begreifen
Medienpolitik allein als

Standortpolitik“
nig größer werden, um mithalten zu kö
nen?
Plog: Ob nun ein deutscher Veranstalt
die amerikanischenSpielfilme abspielt
oder ein amerikanischer Veranstalte
scheint mir nicht das dringlichste all
Probleme zu sein. Wirsinddoch nicht nur
Opfer, sondern gestalten eigenständ
unsere Medienlandschaft.Warumsollen
wir eine ungeheureBanalisierung wie in
Amerika zulassen?
SPIEGEL: War es nicht höchsteZeit für ei-
ne medienpolitische Neuregelung? D
Landesmedienanstalten kommen m
den unklaren Rechtsvorschriften zu
Kontrolle des Privatfernsehens nic
mehr klar.
Plog: Es gibtGesetze zur Begrenzung d
Besitzes anFernsehsendern, dienicht
eingehalten wurden – das gerät nun völlig
in Vergessenheit. Künftig können Vater
Kirch, Sohn Kirch,FrauKirch undHund
Kirch TV-Kanäle betreiben, und keine
wird esverhindern. Bertelsmann betrei
dann ebenauchvier Sender.
SPIEGEL: Stoiber und Clementhaben ei-
ne einfacheRechnung: Die Förderun
der privaten Medienkonzernesoll Jobs
bringen.
Plog: In Nordrhein-Westfalen ist das g
lungen, im Sendegebiet des Nordde
schenRundfunksweniger. Man darf be
solchen Bilanzen nicht vergessen, d
zum Beispiel der NDR allein inHam-
burg 350 Arbeitsplätzeabbauen muß
Offenbar zählen Jobs bei den Kom
merziellen mehr als bei ARD und
ZDF.
SPIEGEL: Sie übertreiben!Schließlich
garantieren die Länderdoch höhere
Gebühren von wahrscheinlich vie
Mark.
Plog: Die Strategie heißt eindeut
Schwachsparen. Die Gebühr ist so b
messen, daß derNDR, der bereits
massiv Arbeitsplätze gestrichenhat,
noch einmal bestraft wird,weil er wei-
ter Substanzabbauen muß. DasBun-
desverfassungsgericht hatunsere pro
grammliche Autonomie festgeschrie
ben, und er hat dem öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk eine Entwicklungsga-
rantie gegeben.Sollte jemand daran
zweifeln, werden wir erneut nach
Karlsruhe ziehen. Zum Schwachspar
paßt doch auch, daß die Öffentlich-
Rechtlichenzwar zwei neueSpartenka
näle machen dürfen, aber dafürkeinGeld
bekommensollen.
SPIEGEL: Fühlen Siesich von der SPD im
Stich gelassen?
Plog: Nicht von derSPD, die istnicht mo-
nolithisch.Aber von jenenSozialdemo-
kraten in denStaatskanzleien, die Me
dienpolitik allein alsStandortpolitik be-
greifen. Die vergessen ganz, daß das L
bild einesstaatsfernen öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks eine Errungenschaft d
Nachkriegszeit ist wie dasunabhängige
Verfassungsgericht. Daskann mannicht
einfach abschalten. Sozialdemokrat
haben die Medienimmer der Kultur zu-
gerechnet,nicht nur zur Wirtschaft. Die
Fabrikation von Würsten istetwasande-
res als die Herstellung vonRundfunkpro-
grammen – da werde ichmich auch von
Herrn Clementnicht beirrenlassen.
SPIEGEL: Arbeitetdeshalb derlangjähri-
ge SozialdemokratPlog in der neuge
gründetenMedienkommission der Grü
nen mit?
Plog: Wenn mich eine politischePartei
um Sachverstandbittet, bringe ich ihn
ein, jedenfallswenn Aussicht auf Erfolg
besteht. Die Grünen artikulierenwenig-
stensnoch, daß ihnen diegesellschaftli-
chen Folgen vonRundfunk am Herzen
liegen. Man muß die Bataillonesam-
meln, wo siesind. Y


